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Meinungen

Kolumne  Rudolf Strahm

Milliardengeschenk 
ans Ausland

Die Kaufkraft des 
Frankens steigt 
und steigt. Doch 
die Importpreise 
bewegen sich 
nicht. Die wirt-
schaftliche Wirk-
lichkeit hält sich 
nicht an die 
ökonomischen 
Lehrbücher. 
Innert anderthalb 

Jahren hat der Franken gegenüber dem 
Euro und dem Dollar rund ein Fünftel 
an Wert gewonnen. Importgüter aus 
dem Euro- und dem Dollarraum müss-
ten bei uns 20% billiger geworden sein. 
Doch die Preise haben sich kaum 
bewegt, ja, der Index der Importpreise 
ist sogar um 2% gestiegen.

Wo versickern die Währungs
gewinne? Wenn der Frankenpreis 
importierter Produkte trotz stärkerem 
Franken nicht sinkt, heisst das meis-
tens: Ausländische Lieferanten passen 
ihre Preise nicht der Währungsentwick-
lung an. So streichen sie für ihre Waren 
bei gleichen Frankenpreisen ein Fünf-
tel mehr Dollar oder Euro als vor 
eineinhalb Jahren ein. Mit anderen 
Worten: Preisdiskriminierung gegen 
die Schweiz ermöglicht es ihnen, dicke 
Währungsgewinne abzuschöpfen.

Trick mit Generalimporteuren
Nivea-Produkte zum Beispiel sind in der 
Schweiz doppelt so teuer wie in 
Deutschland. Den Gewinn schöpft der 
Beiersdorf-Konzern ab, indem er seine 
Nivea-Produkte ausschliesslich über 
seine Schweizer Filiale an Migros, Coop 
und Denner vertreibt. Ein Direkteinkauf 
der Produkte im Ausland wird dem 
Detailhandel praktisch verunmöglicht. 

Ein anderes Beispiel: Ein VW Golf 
darf nur über den Generalimporteur 
Amag Schweiz an den Fachhändler 
gelangen – für 6800 Franken mehr als 

das Modell in Deutschland kostet. Ein 
Opel Corsa wird 4500 Franken teurer 
verkauft. Und die Autoersatzteile sind 
bei uns doppelt so teuer. Garagisten, 
die direkt importieren wollen, werden 
von den Konzernen abgewimmelt: 
«Wenden Sie sich an den offiziellen 
Generalimporteur in der Schweiz.»

Hochgerechnet auf rund 150 Milliar-
den Franken Importvolumen – Erdöl 
und Nahrungsmittel nicht eingerechnet 
– bezahlen wir in der Schweiz derzeit 
20 bis 25 Milliarden Franken mehr als 
die Konsumenten im benachbarten 
Ausland für identische Produkte (Ver-
triebskosten im Landesinnern nicht 
mitgerechnet). Das ist ein «Geschenk» 
ans Ausland – und ein enormer Kauf-
kraftverlust für die Schweizer Konsu-
menten und kleinen und mittleren 
Unternehmen.

Wer an der Grenze wohnt, kann sich 
leicht im Ausland eindecken. Das Volu-
men des Einkaufstourismus wird im 
laufenden Jahr drei Milliarden Franken 
übersteigen. Die Aussage von Wirt-
schaftsminister Johann Schneider-Am-
mann, er verstehe die Schweizer, die im 
Ausland einkaufen, ist gut gemeint, aber 
eine Hilflosigkeitserklärung.

Wirtschaftsjournalisten schreiben 
jetzt zwar endlich über die versickern-
den Währungsgewinne. Aber das Wa-
rum und Wo bleibt meist im Dunkeln. 
Zum Kern der Hochpreisproblematik 

stösst nur vor, wer die Handelskanäle 
und die reellen Praktiken im Beschaf-
fungshandel kennt. Meiner Einschät-
zung und Kenntnis zufolge sind die 
hohen Importpreise zu vier Fünftel auf 
vertikale Lieferbindungen über die 
Grenzen hinweg zurückzuführen. Diese 
haben viele Facetten: Ausländische 
Konzerne beliefern den Schweizer 
Detailhandel nur über einen Allein
importeur oder die eigene Vertriebs
filiale. Auch sind sie erfinderisch, was 
die Tricks anbelangt, um Direktbezüge 
und Parallelbeschaffungen im Ausland 
zu verhindern. Markenartikel sind am 
stärksten betroffen, von Nivea bis 
Elmex, von Hugo Boss bis BMW, von 
Marktneuheiten bis zu Ersatzteil
lieferungen.

Das geächtete horizontale Kartell 
– also Preisabsprachen auf der gleichen 
Handelsstufe – ist fast tot. Doch in der 
heutigen Konzernwelt sind Vertikal
kartelle mit Preis- und Lieferbindungen, 
Exklusivlieferverträgen, Markenbin
dungen, Alleinimporteuren nicht die 
Ausnahme, sondern die Regel. 

Diese Preisdiskriminierung durch 
multinationale Konzerne ist auch ein 
Resultat davon, dass die eidgenössische 
Wettbewerbskommission (Weko) kaum 
gegen solche Vertikalkartelle durch-
greift. (Der Schreibende weiss, wovon 
er spricht, er sass vier Jahre von Amtes 
wegen in diesem Gremium.) Gemäss 
Kartellgesetz wären solche vertikale 
Lieferbindungen seit 2004 mit Bussen 
zu bekämpfen. Doch die Weko hat sich 
in Handelskreisen nie den nötigen 
Respekt verschafft: In sieben Jahren 
gab es nur gerade zwei Sanktionen, 
nämlich bei Gartenscheren und Elmex-
Produkten, von einem Arzneimittel-
Sonderfall abgesehen. Dabei gäbe es 
Dutzende von Meldungen und Hun-
derte von manifesten Preishochhalte-
praktiken vor der Tür. 

Jetzt führt das Staatssekretariat für 
Wirtschaft (Seco) eine Erhebung durch. 
Ihr schriftlicher Fragebogen zu 150 Im-
portprodukten wird kaum viel Erhel-
lendes zutage fördern. Ein Händler hat 
mir erklärt, wenn ihm die Weko einen 
Fragebogen ins Haus schicke, konsul-
tiere er jeweils seinen Rechtsanwalt, 
und der sage ihm dann schon, wie er 
seine ausweichende Antwort drechseln 
müsse. Und die praxisfernen Schreib-
tischleute im Seco und der Weko 
nehmen diese dann für bare Münze. 
Dabei müsste die Weko nur Einsicht in 
die reellen Fakturen der Händler 
verlangen, die Lieferpreise vergleichen 
und Sanktionsverfahren einleiten. 
Rechtlich könnte auch das Eidgenössi-
sche Volkswirtschaftsdepartement eine 
Untersuchung beantragen – hat dies 
aber noch nie getan. 

Billige Ausreden
Die Augen-zu-Politik hat System. Denn 
der Wirtschaftsdachverband Econo-
miesuisse und einige Konzerne lob-
byieren gegen die Vertikalregelung im 
Kartellgesetz (Artikel 5.4). Um solche 
Absprachen entgegen dem Willen des 
Gesetzgebers zu rechtfertigen, führt 
das Weko-Sekretariat die Ausrede an, 
es gebe ja noch andere, gleichartige 
Artikel, was einen «Interbrand-Wettbe-
werb» sicherstelle. In Wahrheit kön-
nen die Detailhändler auf starke 
Marken wie Nivea, Elmex und Gillette 
in ihrem Sortiment gar nicht verzich-
ten. Die zweite Ausrede kommt von 
Konzernvertretern und Seco-Ökono-
men unter dem schwülstigen Titel 
«New Economic Approach»: Diese 
interessengebundene Doktrin aus den 
USA behauptet, Exklusivlieferkanäle 
von Grossfirmen seien ökonomisch 
«effizient». 

Die derzeitige selbst verschuldete 
Hochpreiskrise sollte allen die Augen 
geöffnet haben, dass Handlungsbedarf 
besteht. Es braucht bei der bevorste-
henden Revision des Kartellgesetzes 
nicht eine Lockerung, sondern eine 
Verschärfung, was die vertikalen 
Bindungen anbelangt. Es braucht 
härtere Sanktionen, klarer definierte 
und kürzere Verfahren und eine profes-
sionell zusammengesetzte Wettbe-
werbsbehörde, die sich Respekt in der 
Wirtschaft zu verschaffen weiss. Der 
Chef des Volkswirtschaftsdepartements 
hat es in der Hand. 

Dienstagskolumne 
Der Ex-Preisüberwacher Rudolf Strahm und 
der Politgeograf Michael Hermann werden 
sich ab September mit der Schauspielerin 
und Autorin Laura de Weck abwechseln.

Tribüne Zuwanderung und Weltbevölkerung. Die Initiativen  
von Schweizer Demokraten und Ecopop. Thomas Kesselring

Zwei unglaubwürdige Initiativen

Schweizer Demokraten (SD) und Eco-
pop – Vereinigung Umwelt und Bevöl-
kerung wollen die Zuwanderung in 
unser Land begrenzen. Dafür gibt es 
zwei Motive: Erstens ist die Integration 
von Zuwanderern aus verschiedenen 
Erdteilen in der Tat schwierig, und 
zweitens nimmt, wenn die Bevölkerung 
wächst, auch die Ressourcennutzung 
zu. Um die heutige Nachfrage nach 
Ressourcen zu decken, benötigten wir 
anderthalb Erdplaneten.

Beide Initiativen betrachten die 
Zuwanderung als Hauptursache für die 
steigende Umweltbelastung. Dabei 
blenden sie allerdings wesentliche 
Tatsachen aus: Ein Teil der Zuwande-
rer stammt aus Ländern, die die Res-
sourcen nicht weniger strapazieren als 
unsereiner – Deutschland etwa. Und es 
gibt viele Schweizer, die selbst in 
solche Länder auswandern. 

Problematisches Wachstum 
Die Schweiz ist tatsächlich dicht besie-
delt, aber andere Länder sind noch 
wesentlich dichter bevölkert: Im überflu-
tungsgefährdeten Bangladesh leben 
mehr als 1100 Personen auf einem 
Quadratkilometer – sieben Mal so viel 
wie im Schweizer Durchschnitt. Noch 
dichter gedrängt leben die Menschen in 
der ägyptischen Nilebene. Diese ist zwar 
enorm fruchtbar, da aber am Oberlauf 
des Nils der Wasserbedarf steigt, wird für 
Ägypten Wasser zur Mangelware. 

Ecopop, die diese Tatsachen an-
erkennt, hält das Wachstum der Welt-
bevölkerung für das Hauptproblem der 
Gegenwart. In der Tat sind jeden Tag 
219 000 Menschen zusätzlich zu ernäh-
ren – ein Zuwachs von 77 Millionen 

oder dem Zehnfachen der Schweizer 
Bevölkerung im Jahr. Ecopop will daher 
die Schweizer Regierung verpflichten, 
zehn Prozent der Ausgaben für Ent-
wicklungszusammenarbeit in Projekte 
zur Senkung der Geburtenzahlen zu 
stecken. Ecopop ist für die ökologi-
schen Prioritäten der Gegenwart also 
deutlich sensibler als die SD, doch setzt 
auch Ecopop falsche Akzente.

Erstens ist das Bevölkerungswachs-
tum bei weitem nicht das am schwers-
ten wiegende ökologische Problem. In 

der Schweiz haben die materiellen 
Ansprüche – Mobilität, Wohnraum, 
Energienutzung – in den letzten Deka-
den viel schneller zugenommen als die 
Bevölkerung. Dasselbe gilt weltweit. 
Die globale Bevölkerung hat sich seit 
1950 knapp verdreifacht, das Volumen 
der Weltwirtschaft hingegen verzehn-
facht und die Zahl der Autos verzwan-
zigfacht. Die Anzahl Flüge dürfte sich 
mindestens verhundertfacht haben. 
Über all diese Wachstumstrends sieht 
Ecopop geflissentlich hinweg.

Teurere Nahrung
Die Zubetonierung des Bodens und das 
Verschwinden der Landschaft sind also 
nicht nur in der Schweiz ein Problem. 
In China führt die wachsende Anzahl 
Motorfahrzeuge zu einem Verlust an 
Agrarflächen, der in naher Zukunft zu 
akuten Engpässen in der Nahrungsmit-
telversorgung führen dürfte. Die wach-
sende Konkurrenz zwischen der Erzeu-
gung von Agrartreibstoffen und derje-
nigen von Lebensmitteln verstärkt den 
Aufwärtstrend bei den Nahrungsmittel-
preisen, die bereits in den vergangenen 
Jahren manche Länder an den Rand 
einer Hungersnot geführt haben. Wenn 
die Schweiz, ein Wohlstandsparadies, 
die Landesgrenzen dichtmacht, ist das 
unsolidarisch. Die Massnahme lenkt 
zudem von wichtigeren Problemen ab.

Ein zweites Manko der Ecopop-Ini-
tiative liegt in ihrer Oberflächlichkeit 
im Umgang mit  demografischen Zu-
sammenhängen: Dass in fast allen 
Nationen die Fruchtbarkeit während 
der letzten Jahrzehnte stark zurückge-
gangen ist, in manchen bis zur Hälfte 
oder einem Drittel des Niveaus der 
1970er-Jahre, nimmt Ecopop nicht zur 
Kenntnis. Ein wesentlicher Grund, 
weshalb die Weltbevölkerung noch 
zunimmt, liegt darin, dass die Anzahl 
der Paare (Familien) in den letzten 
Jahrzehnten schneller zu- als jene der 
Kinder pro Paar abgenommen hat. 

Alphabetisierung ist zentral
Die meisten Gesellschaften, die in 
letzter Zeit ihre Geburtenzahlen gesenkt 
haben, vor allem in Asien und Latein-
amerika, waren erfolgreich ohne Einmi-
schung fremder Mächte. In Indien, wo 
solche Einmischungen häufig erfolgten, 
haben diese sich oft als kontraproduktiv 
erwiesen. In Brasilien und anderen 
Ländern Lateinamerikas liegt die Zahl 
Kinder pro Familie heute im Durch-
schnitt bei zwei – vorausgesetzt, die 
Mutter kann lesen und schreiben. Ist sie 
Analphabetin, so hat sie im Schnitt 
sechs Kinder. Brasiliens Erfolge in der 
Alphabetisierung und Armutsreduktion 
haben in letzter Zeit die Familiengrösse 
stark reduziert. Dafür ist die Zahl der 
Motorfahrzeuge förmlich explodiert. 

Die Geschwindigkeit, mit der die 
Bevölkerung eines Landes wächst bzw. 
abnimmt, ist in den Weltregionen 
äusserst unterschiedlich. In 60 Län-
dern liegt die sogenannte Fruchtbar-
keitsziffer (durchschnittliche Kinder-
zahl pro Paar) nicht höher als bei 2, in 
28 Ländern sogar bei 1,5 oder darunter. 
In Westeuropa würde die Bevölkerung 
ohne Zuwanderung schrumpfen, in 
den baltischen Staaten, in Bulgarien, 
Rumänien und Georgien schrumpft sie 
schon seit 1990. Die russische Bevölke-
rung nimmt inzwischen ebenfalls ab. 

Weshalb Afrika wächst
In 35 Ländern liegt die Geburtenziffer 
hingegen immer noch bei 4 oder höher. 
In Afrika südlich der Sahara wächst die 
Bevölkerung um 3 bis 3,5% im Jahr. Für 
Ecopop ist dies natürlich ein Stein des 
Anstosses. Zu den Hintergründen des 
afrikanischen Bevölkerungswachstums 
gehören aber die – von der Ecopop 
geflissentlich ausgeblendete – hohe Kin-
dersterblichkeit und die exorbitante 
HIV-Infektionsrate: In Kenia sterben 
Lehrkräfte und Polizisten schneller, als 
neue ausgebildet werden können. In 
weiten Teilen Afrikas leben die Men-
schen im Durchschnitt nur halb so 
lange wie in Europa, und die ökologi-
schen Fussabdrücke betragen einen 
Bruchteil derjenigen eines Schweizers. 

Mit 6 Kindern pro Paar sind Afgha-
nistan, Osttimor und Niger Spitzenreiter 
des Bevölkerungswachstums. Afghanis-
tan und Osttimor reagieren damit auf 
verlängerte Kriegswirren. Somalia und 
der Jemen, ebenfalls mit sehr hohen 
Geburtenziffern, sind, wie der Niger, 
Failed States, Regionen ohne funktio-
nierende staatliche Strukturen. Die 
hohe Nachwuchsrate ist hier eher eine 
Folge als die Ursache der Umstände. 

Blosse Symptombekämpfung
Fazit: In Ländern mit starkem Gebur-
tenüberschuss müssten die Verbesse-
rung der Gesundheit und Sicherheit 
der Menschen – Stichwort Aids-Prä-
vention, Ausbildung der Mädchen, 
Friedensmissionen – vorrangige Ziele 
internationaler Politik sein. Als Folge 
würde sich die Familiengrösse von 
selbst verkleinern. Ecopop gewänne 
an Glaubwürdigkeit, wenn sie sich 
ausdrücklich für diese Ziele einsetzte. 

Noch glaubwürdiger allerdings 
wäre sie, wenn sie sich um die Verrin-
gerung des überdimensionierten 
ökologischen Fussabdrucks von uns 
Schweizer Bürgern kümmerte. Mit 
ihrer Initiative betreibt sie stattdessen 
blosse Symptombekämpfung. Die SD 
ihrerseits leistet nicht einmal das. Ihre 
Initiative hat zu den wirklichen Gegen-
wartsproblemen nicht den geringsten 
Bezug.

Ausländische 
Lieferanten 
schöpfen dicke 
Währungs­
gewinne ab.
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